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§ 2 Das Grundgesetz

	1. Elemente des Staatsbegriffs des GG
	


1)   Der „Staat“ aus juristischer Sicht:    (für den Juristen ist der Staat die Rechtsordnung)

Verbandorganisation,

(juristische Person, genauer: Gebietskörperschaft [Bund, Land, Landkreis, Gemeinde])

die auf einem bestimmten Gebiet

originäre Hoheitsgewalt
(durch Organe mit Organwalter)

über Menschen ausübt.

 juristische Person: Gedankengebilde, Bsp. Verein, GmbH, AG; hier: Staat als juristische Person, als Gebietskörperschaft

 Gebietskörperschaft: Zusammenfassung von Menschen mit Bezug zu einem Gebiet; 1. Form einer juristischen Person des Öffentlichen Rechts   ≠   Uni Rostock ist eine Zusammenfassung von Menschen ohne Bezug zu einem Gebiet, ist ledigl. eine Körperschaft

 Organe: Werkzeuge durch die die juristische Person handlungsfähig ist, Bsp. Bundestag

 Organwalter: natürliche Personen in einem Organ, die die Aufgaben eines Organs ausüben



Anstalt 2. Form einer juristische Person des ÖR

- Zusammenfassung von Sachen (Gebäude, PCs)

- Bsp. Norddt. Rundfunk

- Sachbestand, der dem Zweck der Wissenschaft , Forschung, ... dient

Stiftung 3. Form einer juristische Person des ÖR

- ist eine Vermögensmasse ( Ausgabe von erwirtschafteten Geldern zur Unterstützung anderer)


- keine Mitglieder

- kein Sachbestand

- Bsp. Stiftung preußischer Kulturbesitz

2)   Die Drei-Elemente-Lehre im einzelnen: (Gewalt auf einem Gebiet über ein Volk)


→ fehlt eines der drei Element existiert der Staat nicht


Staatsvolk: Bevölkerung eines Staates, die diesem dauerhaft zugeordnet ist  Staatangehörigkeit als rechtliche Schicksalsgemeinschaft (solange man deutscher Staatsbürger ist, ist man rechtlich eingebunden; gemeinsame Sprache ist nicht notwendig)

Staatsangehörige unterliegen der Staatshoheit

Ausländer, die hier leben unterliegen der Gebietshoheit

○     Folgen der Staatsangehörigkeit: staatsbürgerliche Rechte

-politische Mitwirkungsrechte

  (Teilnahme an Wahlen / Abstimmungen)

- „politische“ Grundrechte

 (Versammlungsfreiheit, Vereinigungsfreiheit, Freizügigkeit, Berufsfreiheit)




- Wehrpflicht/ Dienstleistungspflicht
○     Erwerb der Staatsangehörigkeit:
	Jeder Staat wählt ein Prinzip.

Dtl.  Abstammungsprinzip




- kraft Gesetz durch Geburt



(1) im jeweiligen Staatsgebiet



(Territorialprinzip) oder



(2) mit einem staatsangehörigen Elternteil (Abstammungsprinzip)



- kraft Gesetz durch Einbürgerung

○     Verlust der Staatsangehörigkeit:


- Entlassung auf eigenen Wunsch



- Erwerb der  Staatsangehörigkeit eines fremden Staates



- nicht: durch Entzug (Art. 16 I GG)

möglichst Doppelstaatsangehörigkeit und Besitz gar keiner Staatsangehörigkeit vermeiden

Staatsgebiet:  (siehe dazu Folie)

ist Vorrausetzung für einen Staat

Boden der Erdoberfläche, der von Grenzen umschlossen ist

Eigentümereigenschaft des Staates ist nicht Voraussetzung für einen Staat, d.h. der Staat muss nicht zwingend der Eigentümer/Besitzer des Bodens sein 

                  Exklave: Gebiet in einem Staat, das von einem anderen Staat regiert wird

                                                   Bsp. Kaliningrad, Gibraltar

                                                   Transitrecht  Recht, zum ausgelagerten Staatsgebiet zu gelangen

Abgrenzung des Staatsgebietes

○   Erdboden: umfasst die Erdoberfläche, die von Grenzen oder vom Meer umschlossen ist, und den Erdboden; soweit technisch beherrschbar heisst, dass der Erdboden soweit zum Staatsgebiet gehört, soweit man bohren kann; Grundwasser gehört zum Staatsgebiet und nicht zu demjenigen, dem das Grundstück genau darüber gehört.

○   Luftraum: soweit technisch beherrschbar heisst, soweit Flugzeuge hoch fliegen können, ausgenommen Raumfähren

○   Seeraum: wenn sich das Küstenmeer (12 sm-Zone) zweier Staaten überschneidet, müssen Verträge zwischen den Staaten ausgehandelt werden.

Bsp. Dtl. – Schleswig-Holstein und Dänemark

· Küstenmeer: Jedes Schiff darf ohne Genehmigung durchfahren („Recht der freundlichen Durchfahrt“ bzw. „Innocent Passenger“)

· Anschlusszone: Staat hat Kontrollrechte zum Schutz des Staatsgebietes vor negativen Einflüssen von außen (Überwachungsrechte); Bsp. Zoll darf Kontrollen durchführen 

 kein Staatsgebiet

· Wirtschaftszone: Staat hat Nutzungsvorrechte, z.B. Fischerei, Bodenschätze 

 schließt an das Küstenmeer an

 kein Staatsgebiet

Rechtliche Wirkungen des Staatsgebietes:
Recht des Staates gilt      -   im Küstenmeer, da der Staat Gebietshoheit besitzt

                                         -   in der Anschlusszone , da der Staat Personalhoheit besitzt, d.h. Person gehört zu dem bestimmten 

                                             Staat; Personalhoheit kann ein Staat weltweit geltend machen.   

Staatsgewalt:

Definition: originäre Herrschaft mit der Fähigkeit, Verhalten der Menschen im gesamten Einflussbereich letztverbindlich zu steuern und dies notfalls durch Zwang durchzusetzen

· nicht von fremder Herrschaft abgeleitet, autonome Herrschaftsausübung, d.h. Über dem Staat steht keine andere Gewalt 

· Monopol für legitime physische Gewalt (Gewaltmonopol) 
( private Gewalt ist nicht verboten, Gesetz gesteht es mir als private Gewalt zu, Bankräuber festzuhalten oder Notwehr auszuüben, ist aber keine Staatsgewalt, da sie von höherer Herrschaftsinstanzabgeleitet ist)

· Nicht notwendig: Souveränität i. S. v. absoluter Letztentscheidungsmacht      (z. B. Bundesländer  können nicht aus Dtl. austreten)

( wenn es keine rechtliche Instanz darüber gibt, spricht man von Souveränität)

zur Souveränität:

▪   im klassischen Sinne ist eine Person Träger der Souveränität (Eine-Person-Souveränität = Monarch); dies finktioniert im demokratischen System nicht.  

▪   im Gegensatz zur klassischen Sichtweise: Volksouveränität  Staatsgewalt geht vom Volke aus  Staatsgewalt ist Bündel der staatlichen Herrschaftsrechte

Fall §2.1, Fall§2.2

	2. Deutschland als Verfassungsstaat
	


1. Verfassung   =   Organisation eines Staates i. S. v. höchstrangiger rechtlicher  Grundordnung („Staatsfundamentalgesetz“)

 Verfassung ist eine Rahmenordnung

gemäß Juristen: Verfassung im materiellen Sinne = Gesamtheit der wichtigen Rechtsregeln über Aufbau (Bundesrepublik Stellung des Bürgers) und Tätigkeit des Staates

Verfassung im formellen Sinne = besonderes Verfahren, in dem die Verfassungsurkunde erlassen wird

Staatsorganisationsrecht (Bestellung, Struktur, Zuständigkeiten und Funktionen der Staatsorgane), Art. 20 – 146 GG

→ Wie sind die zentralen Organe organisiert? Welche gibt es? 

→ klassischer Inhalt jeder Verfassung

Grundrechte (Ordnung fundamentaler Rechte i. S. v. Wertordnung) Art. 1 – 19 GG

 regeln 3 Verhaltensformen zwischen Staat und Bürgern / Strukturplan zwischen Staat und Bürgern

a) Freiheit vom Staat    Abwehrrecht des Staates gegenüber Belieben des Bürgers zur freien Entfaltung

b) Freiheit nicht ohne/durch Staat    Teilhabe- und Leistungsrechte staatlicher Ressourcen und Infrastruktur, z. B. kostenlose Nutzung der Straße, Zugang zu staatlicher Bildungsinstituten)

c) Freiheit im Staat  ab Art. 20 GG, staatsbürgerliche Mitwirkungsrechte (Teilnahme am Staat) z.B. durch Wahlen, Bilden von Volksinitiativen, Zugang zum öffentlichen Dienst

2. Entstehung der Verfassung durch verfassungsgebende Gewalt (immer Volk)

     2 Möglichkeiten:    

a) verfassungsberatende Versammlung mit Referendum 

(z. B. 1994 bei Landesverfassung M-V, Versammlung berät nur, hat aber nicht Möglichkeit der Inkrafttretung, durch eine Volksabstimmung tritt dann Verfassung in Kraft)

b) verfassungsgebende Versammlung 

    (z. B. beim GG, Versammlung lässt auch Inkrafttreten)

verfassunggebende Gewalt: 

ist rechtlich frei in ihrer Entscheidung (ist nicht durch höhere Gewalt gebunden rechtlich unabhängig); politisch sind sie jedoch nicht frei

wird unterschieden zur gesetzgebenden Gewalt

setzt Volkssouveränität voraus, d.h., dass ein Diktator kann nicht als so eine Gewalt fungieren

Art.146 GG: Geltungsdauer   wenn das Volk es will, kann sich Versammlung neu zusammenfinden und eine neue Verfassung erarbeiten, die alte erlischt dann

löst sich nach Inkraftsetzung der Verfassung auf

beide Möglichkeiten sind legitim, jedoch wird Möglichkeit 1 vom Volk mehr angesehen, da sie selbst über Inkraftsetzung entscheidet

3. Funktionen der Verfassung     ( politische Wirkung, die Verfassung haben soll)

Integration (Konstituierung einer staatlichen Einheit)

freiwillige Identifikation einer Person mit dem Staat;

   wesentl. abhängig davon sind ▪ wie die Rechte der Bürger aussehen

                                                      ▪ wie sich der Bürger frei entfalten kann, d.h. eigene Tätigkeiten garantiert 

→   dient dazu, sich den Staat als eine Einheit vorstellen zu können

Stabilität und Ordnung (Aufstellen einer Organisation, Bereitstellung von  Verfahren zur Entscheidung und Konfliktlösung, d.h. Gewährleistung von Sicherheit)

Rationalisierung (verbindliche Regelung von Inhalten der Staatstätigkeit, Festlegung von Zuständigkeiten, Festlegung von Staatszielen und Programmen) 

ein Staat ist umso rationaler, je transparenter er für seine Bürger ist. Bürger sollte verstehen, weshalb ist etwas so geregelt ist, übersichtliche Regelung, von wem kann ich etwas verlangen  Transparenz der Staatstätigkeit

Machtbegrenzung (Gewaltenteilung und Funktionenordnung) 

→ Festlegung, wer  was macht

Freiheitssicherung (Grundrechte als individueller Schutz gegen Fremdbestimmung) 

Bundesverfassungsgericht zur Verteidigung der bürgerlichen Grundrechte in letzter Instanz

deshalb 3 Besonderheiten der Verfassung:

· erhöhte Geltungskraft durch Vorrang vor anderen Rechtssätzen

· erschwerte Abänderbarkeit durch besonderes Verfahren Art. 79 GG

Abs.1: Wortlaut muß eindeutig geändert oder ergänzt werden

Abs.2: Gesetz, das GG ändert, bedarf der Zustimmung von ⅔ des Bundestages und ⅔ des Bundesrates

→ Zfallsmehrheit wird so verhindert

· Verbot bestimmter Änderungen Art. 79 Abs. 3 GG

Durch die Besonderheiten bekommt die Verfassung eine besondere Qualität.

Zeitfaktor des GG: d.h. man interpretiert Gesetzte heute anders als man sie damals gemeint hat, das Verständnis ändert sich, Sinn einer Vorschrift ändert sich mit der Zeit   durch Gesetzgeber, Bundesverfassungsgericht und uns

                                   Verfassungswandel (= Bedeutungswandel)

Bsp. Auslandeinsatz der Bundeswehr im Sinne des früheren GG nicht möglich, heute wird die Bundeswehr trotzdem zu Auslandseinsätzen geschickt.

4. Entstehung des GG als Verfassung der BRD

- früher: Grundrechte enthalten in den sog. Fundamentalrechten

- 1949 wollte man keine Verfassung, da eine Verfassung die Grundordnung eines selbständigen Staates ist. Dtl. war erstens noch durch die Besatzungsmächte besetzt und zweitens sollte das GG nur in den westlichen Teilen Dtls. gelten. 

- das GG entstand als ein Provisorium, eine Übergangslösung 

- Verfassunggebende Versammlung wurde weder vom Volk gewählt, noch hat das Volk über Inkraftnahme abgestimmt

- parlamentarischer Rat nahm Entwurf im Mai 1949 an, nach Abstimmung der Landtage 

- Leitgedanke: keine Fehler machen (bestimmte Fehler der Weimarer Verfassung sollten nicht wiederholt werden)

4 Neuerungen im GG im Gegensatz zur Weimarer Republik

a) Grundrechte vorangestellt

b) Sicherung der Verfassung gegen Änderungen, die fundamental sind, die etwas an der Ordnung ändern könnten.  Art. 79 GG

c) Verfassung schützt sich selbst  Schutzmechanismen gegen verfassungswidrige Parteien und gegen die Abschaffung der Verfassung

d) parlamentarisches Regierungssystem möglichst stabil ausgestalten

5. Das GG im Überblick, Aufbau und Änderungen seit 1949                                                                                            

	Ursprüngliche Gliederung des GG
	Nachträglich
	Sachgegenstand

	I Grundrechte (Art.1 - 19)
	
	Inhaltliche Bindungen der Staatsgewalt

	 Aufbau stellt Stellung des Bürgers in Vordergrund, dann erst Staatsaufbau
	
	

	II Bund und Länder ( Art. 20 - 37) 
	
	Verschiedenes

	 Aufbereitung der Strukturgrund-sätze, nach denen der Staat handelt 
	
	

	III Bundestag           (Art. 38 - 69)
	
	Staatsorgane

	IV Bundesrat
	IVa Gemeinsamer Ausschluss (Art. 53a)
	

	V Bundespräsident
	
	

	VI Bundesregierung
	
	

	VII Gesetzgebung        (Art. 70 - 104)
	
	Staatsfunktionen

	VIII Verwaltung
	VIIIa Gemeinschaftsaufgaben (Art. 91a,b)
	

	IX Rechtssprechung
	
	

	X Finanz- und Haushaltswesen  

     (Art. 104a - 115)
	
	Finanzielle Grundlagen des Staates (Finanzverfassung)

	
	Xa Verteidigungsfall (Art. 115a - 115l)
	Hauptteil der Notstandsverordnung

	XI Übergangs- und Schlussbestimmungen

      (Art. 116 - 146)
	
	Verschiedenes


Schwerpunkte der Änderungen: (insgesamt 51 seit Beginn)

o Gewichtsverlagerungen  

▪   im Bundesstaat (zwischen Bund und Ländern), d.h. Verlagerung der Gesetzgebungsbefugnisse von Länderebene auf Bundesebene 

▪   im parlamentarischen System (zwischen Bundestag und Bundesregierung)

▪   zu Lasten einzelner Grundrechte

Bsp. Art.16 GG: strengere Bestimmungen für Asylbewerber,

Art.13 GG: Ausweitung der Eingriffe in das Wohnungsrecht („Lauschangriff“)

▪   des Geltungsbereichs, der durch Wiedervereinigung auf ganz Dtl. ausgeweitet wurde (Bsp. Präambel – neue Bundesländer aufgelistet)

       o wirtschaftliche und politische Integration Dtls. in Europa,  Art 23 GG

6. Der Inhalt des GG

             Normen (Typen von Regelungen)

Grundgesetz 
	Grundrechte
	Verfassungsprinzipien
	Organisationsregeln
	Kompetenzen



	▪ Freiheitsrechte  (Art.1, 2, 4 ff) Abwehrrecht vom Staat
	▪ Staatsstrukturgrundsätze  (Art.20)

	▪ Gleichheitsrechte  (Art. 3, 33)

Gleichbehandlung durch Staat
	▪ Staatsziele  (Art. 20a)



	▪ Mitwirkungsrechte  (Art.33, 38)

Bsp. Wählen
	▪ Handlungsdirektiven  (Art. 39)




	Verfassungsprinzipien = grobe Bauleitung für das GG (Art. 20, 28(1) GG)

Staatsziele: inhaltliche Steuerung der staatlichen Tätigkeit / Politik

Handlungsdirektiven: Auftrag an die Staatsgewalt, etwas bestimmtes zu tun 

Bsp. 30 Tage nach BT-Wahl muss BT zusammentreten

Kompetenzen: Was dürfen Staatsorgane im Einzelnen tun?, d.h. also Rechte von Staatsorganen; Unterschied zu den Grundrechten, die an die Person anknüpft, Kompetenzen knüpfen an das Staatsorgan, also an die Stelle, an
	Staatsstrukturgrundsätze = 5 Prinzipien im Art. 20 GG

· Demokratisches Prinzip

·  Sozialstaatsprinzip   am  

· Bundesstaatsprinzip       schwächsten

· Republikprinzip

· Rechtsstaatsprinzip   am stärksten

Organisationsregeln: Vorschriften, die angeben, wie Staatsorgane aussehen, wie die Bundesregierung aussieht, d.h. also Vorschriften zur Zusammensetzung, Aufbau und manchmal auch Aufgaben des Staatsorgans
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